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(Nr. 12764.) Verordnung zur Anderung des Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze. Vom 
17. Januar 1924. 


Das Staatsminiſterum erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel 1. 
(4) Die Miniſter des Innern und der Finanzen ſind ermächtigt, für die Zeit vom 1. Januar 1924 bis 
30. April 1924 ein Drittel des dem Lande überwieſenen Aufkommens an Kraftfahrzeugſteuer für Zwecke der 
Volksſpeiſung zu verwenden. 
(2) Die §§ 3 und 21 des Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze vom 30. Oktober 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 487) werden inſoweit geändert. = 
Artikel 2. 
0 Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1924 in Kraft und am 30, April 1924 außer 
Kraft. 


Berlin, den 17. Januar 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. 


(Mr. 12765.) Verordnung zur Abänderung des Geſetzes, betreffend Übertragung der Verwaltung und 
Ausbeutung des ſtaatlichen Bergwerksbeſitzes an eine Aktiengeſellſchaft, vom 9. Oktober 1923 
(Geſetzſamml. S. 467). Vom 19. Januar 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


81 
g 8 
Das Preußiſche Staatsminiſterium wird ermächtigt, die der Bergwerksdirektion Recklinghausen unter- 
ſtehenden Betriebe, Gerechtſame oder Berechtigungen oder Teile derſelben auch abweichend von den Vorſchriften 
des Geſetzes vom 9. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 467) in eine oder mehrere befondere Aktiengeſellſchaften 
umzuwandeln. 88 
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82. 

a) Das Staatsminiſterium hat die geſamten Aktien ſür den Preußiſchen Staat zu übernehmen. 
8 b) Die Vertretung des Staates als Aktionär der Aktiengeſellſchaft erfolgt durch den Miniſter für 
Handel und Gewerbe und den Finanzminister zu gleichen Teilen. Der Finanzminister wird ermächtigt, einen 
Teil der durch ihn vertretenen Aktien au die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) widerruflich zu übertragen. 

ec) Das Stagtsminiſterium iſt zur Veräußerung von Aktien nur nach Einholung der Zuſtimmung eines 
vom Landtage beſtimmten Ausſchuſſes befugt. Eine Verpfändung von über 33 vom Hundert der Aktien iſt 
au die Zuſtimmung dieſes Ausſchuſſes gebunden, ſoweit die Verpfändung nicht bei der Preußiſchen Staatsbank 
(Seehandlung) erfolgt. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe und der Finanzminiſter find befugt, der Aufnahme von Au 
leihen bis zum Geſamtbetrage von 30 Millionen Goldmark zuzuftimmen. . ae 


8 4. : 
Das Staatsminifterium hat dem Landtage die Jahresabſchlüſſe nebſt den von den Organen der Aktien⸗ 
geſellſchaften erſtatteten Jahresberichten nach den Beſchlüſſen der Generalverſammlungen alsbald vorzulegen. 


§ 5. : 
Die un der Beamtenverhältniſſe hat nach den Vorſchriften des § 7 des Geſetzes, betreffend 
Übertragung der Verwaltung und Ausbeutung des ſtaatlichen Bergwerksbeſitzes, vom 9. Oktober 1923 
(Geſetzſamml. S. 467) zu erfolgen. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe und der Finanzminiſter werden mit der Ausführung dieſer 
Verorduung beauftragt. Fe 3 er Fass : 
ar § 7. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 19. Jauuar 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Siering. 


(Nr. 12766.) Verordnung zur Anpaſſung der Landeskulturgeſetze an die Geldwertänderung. Vom 
109. Januar 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: i 


| Artikel J. 
Das Geſetz über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 (Geſetzſamml. S. 395) 
wird wie folgt geändert: 
8 1. 


Im 8 2 Siffer 1, 2 und 3 und in den SS 3 und 15 tritt überall an Stelle des Wortes „Mark (/)“ 
das Wort „Goldmark“. i 


, 


8 2. 

Hinter § 7 wird folgender § 7a eingeſchoben: N i en 

(1) Die Koſtenpauſchſätze und Vorſchüſſe werden in Gold berechnet. Dabei ſind bare Auslagen zum 
Goldmarkwerte zur Zeit der Verauslagung zu berückſichtigen. i 

(2) In Reichswährung geleiſtete Zahlungen ſind nach dem Tage der Zahlung in Gold umzurechnen. 
Als Tag der Zahlung gilt bei Zahlung durch Poſtanweiſung oder Zahlkarte der aus dem Stempel des Auf⸗ 
gabepoſtamts, bei Zahlung durch Poſtſcheck oder Poſtüberweiſung der aus dem Stempel des Poſtſcheckamts 
erſichtliche Tag, im übrigen der Tag des Einganges des Geldbetrags bei der ſtaatlichen Kaſſe. 5 

(3) Bis auf weiteres gilt für die Umrechnung der vom Reichsminiſter der Finanzen bekauntgegebene 
Goldumrechnungsſatz (§ 2 der Durchführungsbeſtimmungen zur Aufwertungsverordnung vom 13. Oktober 1923 
— Neichsgeſetzbl. J S. 951 —) und für die Zeit vor dem 1. September 1923 das Goldzollaufgeld. Der Minifter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten iſt ermächtigt, einen anderen Umrechnungsſatz zu beſtimmen. 


SB Artikel II. 
Das. Geſetz über Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 (Geſetzſamml. S. 101) wird wie folgt geändert: 


8 J. a 

Im F 16 Abſ. 1 Ziffer II 9, 10 und 11 und Abſ. 2 werden überall die Worte „600 Mark“ durch 

„1 500 Goldmark“ erſetzt. N 
8 25 

Der § 29 Abf. 2 erhält folgende Faſſung: 

Für eine abweiſende Entſcheidung im erſten Rechtszuge, ſofern dieſe Entſcheidung nicht ein notwendiger 
Beſtandteil des Hauptverfahrens iſt, ſowie für die abweiſende Entſcheidung auf die Beſchwerde und die 
weitere Beſchwerde wird ein Koſtenpauſchſatz erhoben, der unter Berückſichtigung der dem Staate durch das 
Verfahren erwachſenen baren Auslagen zu berechnen iſt. Für die Entſcheidung erſter Inſtanz findet § 4 
Ziffer 5 des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 (Geſetzſamml. 
S. 395) ſinngemäß Anwendung. Die Spruchbehörde kann den Koſtenpauſchſatz des Satzes 1 bis zur Höhe der 
wirklich erwachſenen Koſten erhöhen oder ihn bis zur Hälfte der baren Auslagen ermäßigen. 


Artikel III. 8 
Die Umlegungsordnung vom 21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 453) wird wie folgt geändert: 


§ 1. 
Hinter dem § 23 wird folgender § 23a eingeſchaltet: 

() Soweit auf Grund dieſes Geſetzes eine Abfindung in Geld vorgeſchrieben oder für zuläſſig erklärt 
iſt, iſt die Abfindung in Goldmark zu berechnen und zu zahlen. Sind in einem anhängigen Verfahren Geld- 
entſchädigungen im Sinne dieſer Vorſchrift bereits in Papiermark feſtgeſetzt, aber noch nicht gezahlt, ſo ſind 
ſie nachträglich in Goldmark umzurechnen. 5 
82) Für die Umrechnung gilt der vom Reichsminiſter der Finanzen bekauntgegebene Goldumrechnungsſatz 
(2 der Durchführungsbeſtimmungen zur Aufwertungsverordnung vom 13. Oktober 1923 — Reichs- 
geſetzbl. 1 S. 951 —) und für die Zeit vor dem 1. September 1923 das Goldzollaufgeld. Der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten iſt ermächtigt, einen anderen Umrechnungsſatz zu beſtimmen. 


§ 2. 
Der § 28 Abf. 1 wird dahin geändert, daß an Stelle der Worte „500 4 die Worte „300 Gold— 
mark“ treten. 2 


u 


Artikel IV. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. Sie findet auch auf die bereits 
anhängigen Sachen Anwendung, ſoweit micht > 
in den Fällen des Artikels J die Koſten bereits endgültig feſtgeſetzt ſind, 
in den Fällen des Artikels II § 1 der Landeskulturamtspräſident die Genehmigung bereits 
erteilt hat, 


in den Fällen des Artikels II 8 2 die Entſcheidung in dem Rechtszuge bereits ergangen iſt, 
in den Fällen des Artikels III § 2 das Verwendungsverfahren bereits durchgeführt iſt. 


: Arkikel V. 
Mit der Ausführung dieſer Verordnung werden der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und der Finanzminiſter beauftragt. 


Berlin, den 19. Januar 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. v. Richter. Wendorff. 
Bekanntmachung. 


N : 

Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

1, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. November 1923 über die Genehmigung 
der Feſtſetzung des Verwaltungskoſtenbeitrags der Pfandbriefdarlehnsſchuldner der Weſtpreußiſchen 
und der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft für das Geſchäftsjahr 1923/1924 durch das Amtsblatt 
der Regierung in Marienwerder Nr. 50 S. 276, ausgegeben am 15. Dezember 1923; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Dezember 1923 über die Genehmigung einer 
Abänderung der Abſchätzungsgrundſätze der Schleswig-Holfteinifchen Landſchaft für Bonitierungs⸗ 
taxen durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 53 S. 540, ausgegeben am 29. De- 

zember 1923; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Dezember 1923 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Kreis-Elektrizitäts⸗Geſellſchaft m. b. H. Stallupönen für den Ausbau der 
Niederſpannungsleitungen im Kreisgebiete durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 1 
S. 2, ausgegeben am 5. Januar 1924. 
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